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So gesehen So sieht es     Jürgen Janson   

Die CDU und der Islam  

Zurück im 
wirklichen Leben
Von Alexander Will

Die CDU hat recht: „Ein Islam, der unsere Werte nicht teilt 
und unsere freiheitliche Gesellschaft ablehnt, gehört 

nicht zu Deutschland.“ Sie hatte auch mit der nun im neuen 
Grundsatzprogramm gestrichenen Formulierung recht: 
„Muslime, die unsere Werte teilen, gehören zu Deutschland.“  

SPD, „Zentralrat der Muslime“ und der notorische Rup-
recht Polenz finden es nun „diskriminierend“, wenn nur „eine 
Religion herausgegriffen wird“. Jenseits ideologisch induzier-
ter Wahrnehmungsstörungen, ist das aber nicht „diskriminie-
rend“, sondern  Konzession an die Realität. 

Von katholischem oder lutherischem Terror im Westen hat 
man in den vergangenen 20 Jahren nichts gehört, auch von 
jüdischem nicht. Religiös aufgehetzte Messerstecher pflegen 
nicht mit dem Ruf „Jesus liebt Dich“ über Menschen herzufal-
len, sondern ihr Schlachtruf lautet „Allahhu akbar“. Im Klar-
text: Es ist islamischer Terror, der noch immer eine weltweite 
Bedrohung darstellt, und dieser Terror hat eben einen ideolo-
gischen Hintergrund in einer spezifischen Religion. Das zu 
benennen, heißt die Wirklichkeit zu beschreiben. 

Zum Zweiten gilt es zu beachten, woher islamische Ein-
wanderung kommt. 2023 waren die Top-Drei Türkei, Afgha-
nistan und Syrien. Alle drei Länder sind  Tummelplätze diver-
ser Strömungen des radikalen, politischen Islam.

Zum Dritten ist  Islam – anders als Christen- und Judentum 
– von  Politik nicht trennbar. Das Verhältnis zur Gottheit ist 
ohne politisches Handeln  im Islam nicht gestaltbar.

Es ist richtig, dass die CDU sich von dem politisch verhee-
renden, aber herrlich woken Satz des Ex-Bundespräsidenten 
Christian Wulff verabschiedet. „Der Islam gehört inzwischen 
auch zu Deutschland“, hatte der einst gesagt. Seine Partei 
macht nun klar: Es kommt darauf an, wie dieser Islam heute 
und in unserem Land gelebt wird. Realismus hält Einzug. 
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An der Leine

Ferrari für den Frauenrat

Die Politikwissenschaftle-
rin und Journalistin 

Francesca Ferrari hat  die Ge-
schäftsführung des Landes-
frauenrates Niedersachsen 
übernommen. Der Landes-
frauenrat ist das größte Frau-
enlobby-Netzwerk in Nieder-
sachsen. In ihrer neuen Funk-
tion koordiniert Ferrari zu-
künftig die Arbeitsprozesse im 
Verband und  unterstützt den  
öffentlichen Dialog mit den 
60 Mitgliedsorganisationen. 
Zuletzt war sie als Geschäfts-
führerin des hannoverschen 
Stadtverbandes der Grünen 
und des Landesverbandes für 
das freiwillige Engagement 
(kurz: LAGFA) tätig.  „Wir haben 
gemeinsam viel vor“, freut 
sich Ferrari auf die neue Auf-
gabe. Bei dem Namen dürfte 
sie schnell vorankommen.

 

Niedersachsens Landvolk-
Präsident Holger Hen-

nies scheint einen besonders 
guten Draht zu seinem Mobil-
funk-Anbieter zu haben: Bei 
einem Hintergrundgespräch 
in einem hannoverschen Lo-
kal hatte keiner der Anwesen-
den eine Netzverbindung. Je-
doch bei Hennies klingelte das 
Handy. Auf die Frage, wie das 
sein könne, reagierte der 54-
jährige Agrarökonom schlag-
fertig: „Dunkle Mächte. Damit 
ich das Gras wachsen höre.“

 

Aus Sicht eines Politikers 
ist es immer erfolgver-

sprechend, wenn man dem 
politischen Gegner den Spie-
gel vorhalten kann. Das gelang  
dem SPD-Agrarexperten 

Christoph Willeke bei der De-
batte im Landtag zum soge-
nannten Erdmandelgras, auch 
als Tigernuss bekannt. Es ist 
eigentlich in den Tropen und 
Subtropen beheimatet.  Die 
AfD-Fraktion hatte einen An-
trag eingebracht, um Pilotpro-
jekte zum Zurückdrängen der 
invasiven Art zu fördern. Es sei 
interessant, dass die AfD ihren 
ersten Antrag im Bereich 
Landwirtschaft ausgerechnet 
zu einem Gras einbringe, das 
sich aufgrund des Klimawan-
dels hierzulande verbreite, 
amüsierte sich Willeke. Sonst 
bestreite die AfD eher den Kli-
mawandel. Der Antrag der 
Rechtspopulisten wurde mit 
den Stimmen von SPD, CDU 
und Grünen abgelehnt.

 

Niedersachsens Landtags-
präsidentin Hanna Na-

ber ist ihrer Zeit  voraus. Beim 
Parlamentarischen Abend der 
Universitätsmedizin Olden-
burg (UMO) wies sie auf die 
neuen Folgen der TV-Serie 
„Charité“ hin, die einen Blick 
auf die Medizin im Jahr 2049 
wirft. Auch wenn Künstliche 
Intelligenz (KI) die Diagnostik 
erleichtere, komme es auch 
künftig auf die klugen Köpfe 
an. Die Weichen für eine gute 
Uni-Medizin seien gestellt, so 
die Oldenburger SPD-Politike-
rin. Sie freue sich schon auf 
das Grußwort anlässlich des 
75. Jahrestags der Uni Olden-
burg im Jahr 2049. Ob sie 
dann, im Alter von 78 Jahren, 
noch Landtagspräsidentin ist?
@  Den Autor erreichen Sie unter 
Idel@infoautor.de 

Zitat des Tages

Die Ampel muss Arbeit attraktiver machen. Dazu gehören 
niedrigere Lohnzusatzkosten, also mehr Netto vom 

 Brutto. Dazu gehören auch mehr Kitas und Ganztagsschulen. 
Viele Menschen wollen Vollzeit arbeiten, können aber nicht, 
weil ihre Kinder nicht gut und ausreichend betreut werden.
Rainer Dulger,  
Arbeitgeberpräsident,  
zur Wirtschaftspolitik der Ampel 
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Die Debatte wiederholt 
sich. Schon als die Union 

ihren Entwurf des neuen 
Grundsatzprogramms Mitte 
Januar präsentierte, entzünde-
ten sich an einigen Passagen 
Kontroversen. Etwa, weil die 
Partei den Begriff der „Leitkul-
tur“ für sich wiederentdeckt 
hat. Aber auch wegen des Sat-
zes zum Islam: „Muslime, die 
unserer Werte teilen, gehören 
zu Deutschland“, stand seiner-
zeit in der ersten Fassung der 
Grundsatzprogramm-Kom-
mission.

SPD auf dem Baum

Dieser Satz ist geändert 
worden. Zwar heißt es nun: 
„Muslime sind Teil der religiö-
sen Vielfalt Deutschlands und 
unserer Gesellschaft.“ Aber 
eben auch: „Ein Islam, der 
unserer Werte nicht teilt und 
unsere freiheitliche Gesell-
schaft ablehnt, gehört nicht zu 
Deutschland.“ Darauf hatte 
sich die Antragskommission 
am vergangenen Wochenende 
nach einer wohl langen Dis-
kussion geeinigt. In dem 
Papier liest man zudem, Reli-
gionen stünden nicht über 
dem Grundgesetz. Die CDU 
wende sich zugleich gegen je-
de „Einflussnahme ausländi-
scher Regierungen auf hiesige 
Moscheegemeinden, Islam-
verbände, muslimische Orga-
nisationen und deutsche Mus-
lime“. Beschlossen werden soll 
der Grundsatzprogramm-Ent-
wurf auf dem CDU-Parteitag 

Profil an dieser Stelle gegen-
über dem ersten Entwurf wei-
ter geschärft“. Zudem stärke 
die Union mit dem Grundsatz-
programm ihr liberal-konser-
vatives Profil. Ploß nannte 
diesbezüglich Zurückweisun-
gen an der deutschen Grenze, 
die konsequente Bekämpfung 
illegaler Migration, das Einste-
hen für die soziale Marktwirt-
schaft, die Anerkennung der 
Kernkraft sowie das Bekennt-
nis zum klimafreundlichen 
Verbrennungsmotor.

Klare Abgrenzung

Parlamentsgeschäftsführer 
Thorsten Frei (CDU) betonte, 
mehrere Millionen Menschen 
islamischen Glaubens seien 
zum Teil schon seit Jahrzehn-
ten „hierzulande selbstver-
ständlich fest integriert“. 

Die Union wolle zugleich 
eine „klare Grenze ziehen zum 
politischen Islam und islamis-
tischen Gruppen, die unsere 
freiheitliche Gesellschaftsord-
nung, das westliche Lebens-
modell, die Trennung von 
Staat und Religion oder das 
Existenzrecht Israels bekämp-
fen“. Ein Blick in die iranische 
Staatsführung oder zu den Ta-
liban in Afghanistan müsse 
„uns eine Warnung sein, die 
Realitäten in der Welt nicht 
aus den Augen zu verlieren“, 
so Frei zu unserer Redaktion. 
Dass der Parteitag der Linie 
der Antragskommission fol-
gen wird, daran zweifelt man 
jedenfalls nicht in der CDU.

Analyse   Wie die CDU im neuen Grundsatzprogramm um eine Haltung ringt

Wie hältst du’s mit dem Islam? 

Anfang Mai in Berlin.
Die Kritik an der Union ist 

jetzt aber erneut groß. So sieht 
etwa der Zentralrat der Musli-
me den wiederholten Versuch, 
Muslime zu stigmatisieren. 
Auch aus der SPD kommt 
Gegenwind. Fraktionsvize 
Dirk Wiese sagte unserer Re-
daktion: „In diesen herausfor-
dernden Zeiten ist Zusam-
menhalt und gegenseitiger 
Respekt mehr denn je gefragt.“ 

Die Union mache aber das 
Gegenteil, so Wiese. „Sie for-
ciert bewusst eine Politik der 
Vorurteile.“ Der SPD-Mann 

weiter: „Das Programm ist 
kein Zukunftsprogramm, son-
dern eine Reise in das ver-
staubte Gestern.“

In der Union verteidigt 
man hingegen die Neufassung 
gegen die Kritik. Christoph 
Ploß, Mitglied der Antrags-
kommission, sagte unserer 
Redaktion, man habe „in den 
Entwurf zu Recht auch noch 
die wichtige Formulierung 
aufgenommen, dass wir als 

CDU einen illi-
beralen Islam 
klar ablehnen“. 
Der CDU-Bun-
destagsab-
geordnete er-
gänzte, nicht 
nur bestimm-
te Gruppen zu 

benennen, sondern klar zu sa-
gen, dass man einen Islam, 
„der unsere Werte nicht teilt“ 
nicht akzeptiere, „hat unser 

Autor dieses Beitrages ist Hagen 
Strauß. Er berichtet für unsere 
Zeitung über das politische Leben 
in der Hauptstadt. 
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